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Gegenstand und Methodik

Die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) bringt eine Vielzahl neuer und geänderter Verpf ichtungen gegenüber

Schutzsuchenden für Behörden auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene mit sich. Diese Pf ichten sind auf zahlreiche Rechtsakte

verteilt und betreffen unterschiedliche Phasen des Asyl- und Aufnahmeverfahrens. Zugleich zeigen sich in der Praxis schon jetzt erhebliche

Def zite bei ihrer Umsetzung bzw. Einhaltung. Eine systematische Übersicht darüber, welche Behörde zu welchem Zeitpunkt welche

konkreten Verpf ichtungen trifft, fehlt bislang. Dies erschwert sowohl die praktische Anwendung der neuen Regelungen als auch die

Identif zierung behördlicher Versäumnisse.

Die vorliegende Übersicht führt diese Verpf ichtungen systematisch zusammen. Sie dient als Arbeits- und Prüf nstrument, um die

Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben nachvollziehbar zu machen und Umsetzungsdef zite frühzeitig zu erkennen.

Erfasst werden die behördlichen Verpf ichtungen, die sich aus dem reformierten GEAS sowie dem einschlägigen nationalen Recht ergeben.

Berücksichtigt sind sowohl ausdrücklich normierte als auch implizit vorausgesetzte Pf ichten gegenüber Schutzsuchenden. Hierzu gehören

etwa die Pf icht zur Prüfung besonderer Schutzbedürftigkeit als Voraussetzung für den Zugang zu besonderen Verfahrens- und

Aufnahmegarantien sowie Belehrungs- und Informationspf ichten, von deren ordnungsgemäßer Erfüllung die Anwendung nachteiliger

Rechtsfolgen abhängt. Nicht erfasst sind hingegen Verpf ichtungen, die ausschließlich das Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten

betreffen (etwa im Zuständigkeitsbestimmungsverfahren), rein verfahrenstechnische Abläufe sowie allgemeine tatbestandliche

Voraussetzungen einer Maßnahme (z.B. Vorliegen von Haftgründen als Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit einer Haftanordnung oder

Schutzgewährung bei Vorliegen der Voraussetzungen).

Hinweis: Spezielle Vorschriften zu Minderjährigen, Vulnerabilität und besonderen Bedürfnissen werden – bezogen auf die jeweiligen

Verfahrensabschnitte – zentral in Kapitel 10 behandelt.

Berücksichtigte Rechtsakte

Screening-VO: VO (EU) 2024/1356 – Screening‑Verordnung · AsylVfVO: VO (EU) 2024/1348 – Asylverfahrensverordnung · AMM-VO:
VO (EU) 2024/1351 – Asyl‑ und Migrationsmanagement‑Verordnung · DVO-AMM-VO: VO (EU) 2025/2055 –
Durchführungsbestimmungen zur AMM‑VO · AufnahmeRL: RL (EU) 2024/1346 – Aufnahmerichtlinie · QualifikationsVO: VO
(EU)2024/1347 – Qualifikationsverordnung · AsylG: Asylgesetz (Stand: 10.07.2026) · AufenthG: Aufenthaltsgesetz (Stand:
12.06.2026) · SGB V: Sozialgesetzbuch V – Gesetzliche Krankenversicherung (Stand: 0 2 . 07 .2026) · SGB VIII: Sozialgesetzbuch
VIII – Kinder‑ undJugendhilfe (Stand: 12.06.2026) · AsylbLG: Asylbewerberleistungsgesetz (Stand: 12.06.2026)

Nicht einbezogene Rechtsakte & Hinweise

Nicht Teil dieser Auswertung sind die folgenden GEAS-Rechtsakte: die Eurodac‑VO (VO (EU) 2024/1358), die KrisenVO (VO (EU)

2024/1359), die Verordnung zum Rückkehrgrenzverfahren (VO (EU) 2024/1349), die Screening-KonsistenzVO (VO (EU) 2024/1352) sowie die

Resettlement-Rahmen‑VO (VO (EU) 2024/1350). Ebenfalls nicht Gegenstand dieser Auswertung ist die Rückführungs‑Verordnung, deren

Inkrafttreten zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Übersicht noch aussteht.

Hinweis zur Behördenzuordnung: Die Zuordnung folgt dem deutschen Vollzug, soweit aus den Rechtsakten und dem nationalen Recht

ableitbar. Einzelne Zuständigkeiten (insbesondere Erstaufnahme, Vertreter-/Vormundbestellung, Gesundheitsversorgung) sind

landesrechtlich ausgestaltet und können daher abweichen.

Sollten im Einzelnen behördliche Pf ichten auf in dieser Aufzählung fehlen, bitten wir um einen kurzen Hinweis an info@equal-rights.org.
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1. Einreise & Überprüfung (Screening)

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Überprüfung an den Außengrenzen
durchführen
Alle aufgeführten Drittstaatsangehörigen ohne
Einreisevoraussetzungen nach Art. 6 Schenge‐
ner Grenzkodex der Überprüfung unterziehen.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 5-6 Scree‐
ning‑VO, § 14a Auf‐
enthG

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei, § 71
Abs. 3 Nr. 9 AufenthG)
und Landesgesundheits‐
behörden, § 71 Abs. 4a
AufenthG)

an benanntem geeig‐
netem Ort gem. Art. 8
Screening‑VO

unverzüglich,
spätestens bin‐
nen 7 bzw. ggf. 4
Tagen

Verbringung zur Überprüfung an der
Außengrenze
Ausländer, der der Überprüfung nach Art. 5
Abs. 1, 2 Screening‑VO unterliegt, zur Durch‐
führung in einen Transitbereich, eine Hafen-/
Flughafeneinrichtung, eine Einrichtung nahe
der Grenzübergangsstelle oder im Bundesge‐
biet verbringen; an einer Abreise aus dem Bun‐
desgebiet nicht hindern. Überprüfungshaft nur
auf richterliche Anordnung bei Fluchtgefahr.

Verfahren / Frist · explizit

§ 14a AufenthG zuständige Behörde
(Bundespolizei, § 71
Abs. 3 Nr. 9 AufenthG)

verhältnismäßig; Ab‐
reisefreiheit wahren;
Haft nur richterlich;
Beratungszugang

während der
Überprüfung

Wahrung der Fiktion der Nichteinreise
bei Außengrenzscreening
Während der Überprüfung wird den Betroffe‐
nen die Einreise in das Hoheitsgebiet nicht
gestattet; die Mitgliedstaaten stellen sicher,
dass sie den Überprüfungsbehörden an den
benannten Orten zur Verfügung stehen (Ver‐
meidung von Flucht sowie Sicherheits- und
Gesundheitsrisiken).

Verfahren / Frist · explizit

Art. 6 Screening‑VO Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei, § 71
Abs. 3 Nr. 9 AufenthG)

Aufenthalt an be‐
nanntem Ort

während der
Überprüfung

Überprüfung im Inland durchführen
Drittstaatsangehörige, die sich unrechtmäßig
in Gebiet eines Mitgliedstaates aufhalten und
eine Außengrenze zur unerlaubten Einreise
überschritten haben und noch nicht überprüft
wurden, im Hoheitsgebiet der Überprüfung
unterziehen.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 7 Screening‑VO,
§ 15b AufenthG

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei, § 71
Abs. 3 Nr. 9 AufenthG bei
Binnengrenzaufgriff; im
Inland u.a. Polizeivoll‐
zugsbehörden, Auslän‐
derbehörden sowie an‐
dere durch Landesrecht
ständige Behörden, § 71
Abs. 4a AufenthG) und
Landesgesundheitsbe‐
hörden, § 71 Abs. 4a Auf‐
enthG

an geeignetem Ort im
Inland

unverzüglich,
binnen 3 Tagen,
Art. 8 Abs 4
Screening‑VO
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Festhalten / Verbringung zur
Überprüfung im Bundesgebiet
Person, die der Überprüfung nach Art. 7 Abs. 1
Screening‑VO unterliegt, festhalten und an
geeigneten Ort verbringen, wenn die Überprü‐
fung anders nicht oder nur erschwert möglich
ist; bei Freiheitsentziehung unverzüglich rich‐
terliche Entscheidung über Überprüfungshaft
herbeiführen; Freilassung bis Ende des Folge‐
tags, wenn keine richterliche Anordnung
ergeht. Anordnung von Überprüfungshaft nur
in § 15b Abs. 2 AufenthG genannten Fällen.

Prüfung / Feststellung · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

§ 15b AufenthG zuständige Behörde
(Bundespolizei bei Bin‐
nengrenzaufgriff; im In‐
land v.a. Polizeivollzugs‐
behörden der Länder,
Ausländerbehörden so‐
wie andere durch Lan‐
desrecht ständige Behör‐
den)

Haft nur richterlich;
kürzestmöglich; Frei‐
lassungsgebot

unverzüglich;
längstens Frist
des Art. 8 Abs. 4
Screening‑VO
(3Tage)

Absehen von Freiheitsentziehung oder
Überprüfungshaft bei Inlandsscreening
Auch, wenn Überprüfung noch nicht ange‐
schlossen ist, müssen diese Maßnahmen been‐
det werden, wenn sie zur Durchführung der
Überprüfung nicht mehr erforderlich sind (u.a.
biometrische Daten erfasst, beendete Sicher‐
heitskontrolle)

Rechtsschutz / Garantie · explizit

§ 15b Abs. 3 Auf‐
enthG

zuständige Behörde
(Bundespolizei bei Bin‐
nengrenzaufgriff; im In‐
land v.a. Polizeivollzugs‐
behörden der Länder,
Ausländerbehörden so‐
wie andere durch Lan‐
desrecht ständige Behör‐
den)

unverzüglich bei fehlender Er‐
forderlichkeit

Mitteilung an die Überprüfungsbehörde
Wird eine dem Inland-Screening nach Art. 7
Abs. 1 Screening‑VO unterliegende Person fest‐
gestellt, dies der für die Überprüfung zuständi‐
gen Behörde mitteilen.

Verfahren / Frist · explizit

§ 15b Abs. 6 Auf‐
enthG

Behörden des Bundes
und der Länder

unverzüglich bei Feststellung

Beendigung der Überprüfung bei
Vorliegen der Einreisevoraussetzungen
Wird festgestellt, dass die zu überprüfende
Person die Einreisevoraussetzungen nach
Art. 6 Schengener Grenzkodex erfüllt, ist die
Überprüfung zu beenden.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 5 Abs 3 UAbs. 2,
7 Abs. 3 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

unverzüglich bei Feststellung

Fristen der Überprüfung wahren
Überprüfung an Außengrenze binnen 7 (bzw.
4) Tagen, im Inland binnen 3 Tagen abschlie‐
ßen.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 8 Abs. 3, 4
Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

fristgebunden 7/4/3 Tage

alle Überprüfungselemente durchführen
Gesundheitskontrolle, Vulnerabilitätsprüfung,
Identif zierung, Biometrie, Sicherheitskontrol‐
le, Formular, Verweisung.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 8 Abs. 5 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)
sowie Landesgesund‐
heitsbehörden

vollständig während Über‐
prüfung
innerhalb von
7/4/3 Tagen
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Zugang von Beratungsorganisationen
Beratungsorganisationen effektiven Zugang
gewähren. Beachte Beschränkungsmöglichkei‐
ten nach Art. 8 Abs. 6 S.2 Screening‑VO und
§§ 14a Abs. 3, 15b Abs. 5 AufenthG.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 8 Abs. 6 S. 1
Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

effektiver Zugang während Über‐
prüfung

Menschenwürdigen Lebensstandard
sichern
Lebensunterhalt und Schutz der körperlichen /
geistigen Gesundheit gewährleisten.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 8 Abs. 8 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

EU-Grundrechte-
Charta-konform

während Über‐
prüfung

Geschultes / qualifiziertes Personal
Sicherstellung, dass Überprüfung nur durch
geschultes Personal, das über angemessene
Kenntnisse verfügt und Schulung gem. Art. 16
Schengener Grenzkodex absolviert hat, erfolgt;
qualif ziertes med. Personal für Gesundheits-
kontrolle und Fachpersonal bei Vul‐
nerabilitätsprüfung; bei Sicherheitskontrolle
Zugangsbeschränkung auf ermächtigte Be‐
dienstete.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 8 Abs. 9 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

durch geschultes
Fachpersonal

fortlaufend

Einschalten von spezialisierten
Behörden
Hinzuziehung von Kinderschutzbehörden und
Behörden, die für Ermittlung und Identif zie‐
rung von Opfern von Menschenhandel
zuständig sind.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 8 Abs. 9 UAbs. 2
S. 2 Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

gegebenenfalls, bei
Vorliegen entspre‐
chender Anhalts‐
punkte

während Über‐
prüfung

Information über die Überprüfung
(Belehrung)
Über Zweck, Dauer, Elemente, Ergebnisse der
Überprüfung, Recht auf Antragstellung, Rech‐
te / Pf ichten aus Art. 9 Screening‑VO
(Mitwir‐kungspf ichten) und nach Art. 8
Abs. 6 Scree‐ning‑VO (Zugang zu
Beratungsorganisatio‐nen), Datenschutz, ggf.
Einreisevoraussetzungen / Rückkehr /
Übernahme informieren.

Information / Auskunft · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 11 Abs. 1-2
Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

in Sprache, die Person
versteht, schriftlich
und bei Bedarf münd‐
lich mit Dolmet‐
scher:in, bei
Minderjährigen:
kindgerecht, Art. 11
Abs. 3 Screening‑VO

während Über‐
prüfung

Verständlichkeit der Information /
Belehrung gewährleisten
In verständlicher Sprache; schriftlich und bei
Bedarf mündlich mit Dolmetscher:in, bei Min‐
derjährigen kinderfreundlich / altersgerecht
und mit Vertreter; ggf. Einbeziehung von Kul‐
turvermittlung.

Information / Auskunft · explizit

Art. 11 Abs. 3 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

verständliche Spra‐
che; kindgerecht / al‐
tersgerecht

während Über‐
prüfung
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Vorläufige Gesundheitskontrolle
Durchführung der vorläuf gen Gesundheits‐
kontrolle; auf sofortigen Versorgungs-/Isolati‐
onsbedarf prüfen; Zugang zu Notversorgung
und zu notwendiger med. Behand lung muss
gewährt werden.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 12 Abs. 1 Scree‐
ning‑VO

Landesgesundheitsbe‐
hörden

durch qualif ziertes
med. Personal, vgl.
auch Art. 8 Abs. 9
Screening‑VO.

während Über‐
prüfung

Vorläufige Vulnerabilitätsprüfung
Anzeichen für Staatenlosigkeit, Vulnerabilität,
Folteropfer, besondere Bedürfnisse ermitteln.

Prüfung / Feststellung · explizit (Zugang zu
Garantien)

Art. 12 Abs. 3-5
Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

durch spezialisiertes,
für diesen Zweck ge‐
schultes Personal, vgl.
auch Art. 8 Abs. 9
Screening‑VO Einbe‐
ziehung von NGOs
und qualif ziertem
med. Personal
möglich.

während Über‐
prüfung

Identität feststellen / verifizieren
Identität anhand von Dokumenten, Angaben /
Informationen von Antragsteller:in, Biometrie;
Abgleich zur Verif zierung Datenbankabfrage
von Gemeinsamen Speicher für Identitätsda‐
ten (CIR), Schengener Informationssystem
(SIS) und ggf. nationalen Datenbanken.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 14 Screening‑VO Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

Datenbankabfrage
über das Europäische
Suchportal (ESP)

während Über‐
prüfung

Sicherheitskontrolle
Prüfung möglicher Bedrohung für die innere
Sicherheit; Erstreckung auch auf mitgeführte
Sachen möglich; Abfrage von Schengener In‐
formationssystem (SIS), Einreise-/Ausreisesys‐
tem (EES), Europäisches Reiseinformations-
und -genehmigungssystem (ETIAS), Visa-In‐
formationssystem (VIS), Europäisches Strafre‐
gisterinformationssystem für Drittstaatsange‐
hörige (ECRIS-TCN), Europol / Interpol sowie
nationale Datenbanken.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 15-16 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

Trefferverfahren; Be‐
schränkung des Ab‐
frageumfangs in
Art. 15 Abs. 3 und 4
Screening‑VO

während Über‐
prüfung

Überprüfungsformular erstellen
Standardisiertes Formular u.a. mit Identitäts-,
Gesundheits-, Vulnerabilitätsangaben, ggf.
Treffer i.R.v. Sicherheitsüberprüfung und
Befolgung von Mitwirkungspf ichten; Aushän‐
digung und Hinweis auf Widerspruchsmög‐
lichkeit bzgl. Unrichtigkeit von Angaben.
Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung wird
unkenntlich gemacht

Dokumentation · explizit

Art. 17 Screening‑VO Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

nachprüfbar
dokumentiert; Aus‐
händigung in Papier‐
format oder elektro‐
nischer Form

bei Abschluss der
Überprüfung

Verweisung an geeignetes Verfahren
Nach Abschluss an das geeignete Verfahren
(Asyl- bzw. Rückführungsverfahren) verwei‐
sen; Überprüfungsformular an zuständige
Behörde übermitteln.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 18 Screening‑VO Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

dokumentierte Über‐
mittlung

bei / nach Ab‐
schluss
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Beendigung des Screenings bei
Fristablauf
Sind nicht alle notwendigen Überprüfungen
innerhalb der 7- bzw. 3-Tagesfrist erfolgt, ist
Screening zu beenden und Person in das geeig‐
nete Verfahren weiterzuleiten.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 18 Abs. 5 S. 2
Screening‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

bei Fristablauf
unverzüglich

Weiterleitung an Aufnahmeeinrichtung
bei Asylantragstellung an der Grenze
Personen, die an der Grenze Asyl beantragt,
nach Antragstellung / Screening unverzüglich
an zuständige / nächstgelegene Aufnahmeein‐
richtung weiterleiten. Außerdem erkennungs‐
dienstliche Behandlung.

Verfahren / Frist · explizit

§ 18 Abs. 1 AsylG Grenzbehörde (Bundes‐
polizei)

unverzüglich unverzüglich

Weiterleitung an Aufnahmeeinrichtung
oder in das Screeningverfahren bei
Asylantragstellung im Inland
Personen, die bei Ausländerbehörde / Bundes‐
polizei / Landespolizei Asyl beantragt, nach
Antragstellung / Screening unverzüglich an
zuständige / nächstgelegene Aufnahmeein‐
richtung weiterleiten. Außerdem erkennungs‐
dienstliche Behandlung.

Verfahren / Frist · explizit

§ 19 AsylG Ausländerbehörde /
Bundespolizei / Landes‐
polizei

unverzüglich unverzüglich

Grundrechtsmonitoring im Screening
Unabhängigen Mechanismus vorsehen; Vor‐
würfe untersuchen; Zugang zu Orten /
Personen / Dokumenten.

Aufsicht · explizit

Art. 10 Scree‐
ning‑VO, § 2 Abs. 4a
DIMRG

Unabhängiger Überwa‐
chungsmechanismus
(Deutsches Institut für
Menschenrechte, Natio‐
nale Stelle zur Verhü‐
tung von Folter)

unabhängig, unange‐
kündigte Kontrollen

fortlaufend
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2. Zugang zum Verfahren & Registrierung

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Antragstellung entgegennehmen
Asylantragstellung muss entgegengenommen
werden.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 4 Abs. 1-2, 28
AsylVfVO, §§ 5
Abs. 1, 13 Abs. 2,
18, 19 AsylG

Asylbehörde (BAMF)
und andere Behörden
(Grenzbehörde (Bundes‐
polizei) / Ausländerbe‐
hörde / Landespolizei)

bei Äußerung

Antrag als gestellt behandeln
Bei Wunsch nach Schutz Antrag als gestellt
behandeln; bei Zweifeln ausdrücklich nachfra‐
gen.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 26 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF)
und andere Behörden
(Grenzbehörde (Bundes‐
polizei) / Ausländerbe‐
hörde / Landespolizei)

ausdrückliche Nach‐
frage bei Zweifeln

bei Äußerung

Information zu Einreichung von
Anträgen
Als „andere Behörde“ informieren, wo und wie
ein Antrag nach Art. 28 AsylVfVO einzureichen
ist.

Information / Auskunft · explizit

Art. 4 Abs. 2 AsylVf‐
VO, §§ 18, 19 AsylG

Andere Behörden
(Grenzbehörde (Bundes‐
polizei) / Ausländerbe‐
hörde / Landespolizei)

bei Kontakt

Registrierung des Antrags
Antrag umgehend, spätestens binnen 5 Tagen
registrieren; wenn Registrierung bei unzustän‐
diger Behörde: Weiterleitung an zuständige
Behörde binnen 3 Arbeitstagen nach Antrag‐
stellung, dann Registrierung binnen 5 Tagen
nach Informierung.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 27 AsylVfVO,
§ 13a AsylG

Aufnahmeeinrichtung /
BAMF

fristgebunden, stan‐
dardisiert

5 Tage (Ausnah‐
me 15) nach An‐
tragstellung; Au‐
ßenahme: Bei
Durchführung
von Außengrenz‐
screening (Art. 5
Screening‑VO)
Fristbeginn erst
nach Abschluss
der Überprüfung

Ankunftsnachweis ausstellen /
aushändigen
Bei Registrierung Ankunftsnachweis mit Anga‐
be, dass Stellung und Registrierung des
Antrags erfolgt ist, ausstellen. Nicht bei
Durchführung von Grenzverfahren (§ 63b
AsylG) und nicht bei Haft (Art.29 Abs. 5 AsylVf‐
VO).

Dokumentation · explizit

Art. 29 Abs. 1-3,
Abs. 5-8 AsylVfVO,
§ 63a AsylG, Art. 6
AufnahmeRL

Aufnahmeeinrichtung /
BAMF

dokumentiert, diver‐
se Angaben in Nach‐
weis zu tätigen (vgl.
§ 63a Abs.1 AsylG)

bei Registrierung

Einreichung des Asylantrags
entgegennehmen
Innerhalb von 21 Tagen registrierten Asylan‐
trag entgegennehmen. Mitteilung an Antrag‐
steller:in, wann und wo Antrag einzureichen
ist. Bei hohem Antragsaufkommen Termin zur
Einreichung binnen 2 Monaten nach
Registrierung zuteilen

Verfahren / Frist · explizit / implizit

Art. 28 AsylVfVO,
§§ 14, 5 Abs. 1 AsylG

(Außenstelle des) BAMF 21 Tage nach Re‐
gistreirung (Aus‐
nahme: 2 Mona‐
te)

GEAS · Behördliche Verpflichtungen 2. Zugang zum Verfahren & Registrierung
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Hinweis über Folgen bei Rücknahme und
unanfechtbarer Ablehnung
Hinweis vor Antragseinreichung, dass nach
Rücknahme / unanfechtbarer Ablehnung die
Erteilung eines Aufenthaltstitels gem. § 10
Abs. 3 AufenthG Beschränkungen unterliegt.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

§ 14 Abs. 1 S. 3 AsylG (Außenstelle des) BAMF schriftlich, gegen
Empfangsbestätigung

vor Einreichung

Information über Rückkehr
Spätestens bei Antragseinreichung bzw. bei
nicht persönlicher Antragstellung nach § 14
Abs. 2 AsylG i.R.d. Anhörung sind Personen
über Rückkehrmöglichkeiten in Kenntnis zu
setzen.

Information / Auskunft · explizit

§ 14 Abs. 3 AsylG (Außenstelle des) BAMF in Sprache, deren
Kenntnis vorausge‐
setzt werden kann

spätestens bei
Einreichung /
erstmaliger An‐
hörung

Aufenthaltsgestattung ausstellen /
aushändigen
Aufenthaltsgestattung ausstellen; über räumli‐
che Beschränkung und deren Ausdehnung un‐
terrichten. Nicht bei Durchführung von Grenz‐
verfahren (§ 63b AsylG) und nicht bei Haft
(Art.29 Abs. 5 AsylVfVO).

Dokumentation · explizit

Information / Auskunft + Dokumentation · explizit

Art. 29 Abs. 4-9
AsylVfVO, § 63
AsylG, Art. 6 Auf‐
nahmeRL

BAMF / Ausländerbehör‐
de

dokumentiert, diver‐
se Angaben in Nach‐
weis zu tätigen (vgl.
Art. 29 Abs. 5 AsylVf‐
VO, § 63 Abs. 4 AsylG)

bei Einreichung
des Antrags / so
schnell wie mög‐
lich im Anschluss

Vertraulichkeit wahren
Bindung an Grundsatz der Vertraulichkeit
bzgl. aller personenbezogen Informationen
aller zuständigen Behörden; insb. auch keine
Informationsweitergabe an Verfolgerstaat.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 7 AsylVfVO alle beteiligten Behörden strikte Vertraulichkeit während des Ver‐
fahrens

Umfassende Information der
Antragstellenden
Über Antragsrecht, Fristen / Schritte, Rechte /
Pf ichten und Folgen bei Nichteinhaltung,
Recht auf unentgeltliche Rechtsauskunft, Mög‐
lichkeiten der Darlegung nach Art. 4 Qualif ka‐
tions‑VO, Entscheidung informieren.

Information / Auskunft · explizit

Art. 8 Abs. 2 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) /
andere betraute Behör‐
den / Aufnahmeeinrich‐
tung (wg. Registrierung
dort)

Merkblatt (Papier /
elektr.), nötigenfalls
mündlich;
Information über
Entscheidung schrift‐
lich

so rasch wie
möglich / spätes‐
tens bei Regis‐
trierung

Dolmetscher:in bereitstellen
Für Registrierung und Einreichung Dolmet‐
scher:in bereitstellen; Kosten trägt öffentliche
Hand.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 8 Abs. 3 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) /
Aufnahmeeinrichtung
(bzgl. Registrierung)

Dolmetschleistungen,
kostenfrei

während des
Asylverfahrens

GEAS · Behördliche Verpflichtungen 2. Zugang zum Verfahren & Registrierung
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Zugang zu Rechtsberatung /
Organisationen
Antragstellenden die Möglichkeit geben, mit
UNHCR und anderen Organisationen, die
Rechtsberatung leisten, in Verbindung zu tre‐
ten.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 8 Abs. 4 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) /
andere zuständige Be‐
hörden (Aufnahmeein‐
richtungen)

schnellstmög‐
lich, vor Ablauf
der Frist zur Ein‐
reichung des An‐
trags

Zugang zum Verfahren in Haft /
Grenzübergangsstellen inkl.
Transitzonen
Bei Anzeichen für Schutzgesuch Informationen
zur Antragstellung zu Verfügung stellen und
Dolmetscher:innen-Vorkehrungen treffen;
Zugang von Beratungsdiensten / Organisatio‐
nen gewähren. Kontakt zu Rechtsbeistand zu
ermöglichen (unverzüglich, § 14 Abs. 3 S. 2
AsylG).

Information / Auskunft · explizit

Art. 30 AsylVfVO,
§ 14 Abs. 3 AsylG

Asylbehörde (BAMF) /
Grenzbehörde / Bundes‐
polizei / regelmäßig Aus‐
länderbehörde

verständlich; Dolmet‐
scher

bei Anzeichen

Aufnahme & Meldung dokumentieren
Aufnahmeeinrichtung über Weiterleitung und
Asylantragstellung informieren / Meldung do‐
kumentieren; Außenstelle des BAMF binnen 1
Woche über Aufnahme von Antragsteller:in
unterrichten.

Verfahren / Frist · explizit

§§ 20, 22 AsylG Grenzbehörde (Bundes‐
polizei) / Ausländerbe‐
hörde / Bundespolizei /
Landespolizei / Aufnah‐
meeinrichtung

dokumentiert, frist‐
gebunden

unverzüglich
spätestens bin‐
nen 1 Woche

GEAS · Behördliche Verpflichtungen 2. Zugang zum Verfahren & Registrierung
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3. Aufnahme, Unterbringung & Existenzsicherung

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Information über Aufnahme
Informationen zu Verfahren, Aufnahmevortei‐
len und Rechtsberatung spätestens 3 Tage
nach Antrag / innerhalb Registrierungsfrist.

Information / Auskunft · explizit

Art. 5 AufnahmeRL,
§ 47 Abs. 4 AsylG

Länder / Aufnahmeein‐
richtung

Standardinfos nach
EUAA-Muster,
schriftlich, präzise,
transparenter, klar /
einfach, verständliche
Sprache; ggf. münd‐
lich / bildlich

3 Tage nach An‐
tragstellung / in‐
nerhalb Regis‐
trierungsfrist

Berücksichtigung von Familieneinheit und
Schutzbedürftigkeit bei
Unterkunftszuweisung
Bei der Zuweisung in eine Unterkunft, müssen
objektive Faktoren wie Wahrung der Famili‐
eneinheit und besondere Bedürfnisse der An‐
tragstellenden berücksichtigt werden.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 7 Abs. 3 Aufnah‐
meRL, § 46 Abs. 2
und 3 AsylG

BAMF / Länder / zustän‐
dige Landesbehörden

vor Zuweisung in
eine Unterkunft

Effektiver Zugang zu Rechten / Garantien
bei räumlicher Beschränkung
Bei räumlicher Beschränkung (also Residenz‐
pf icht nach § 56 AsylG) ist effektiver Rechtszu‐
gang nach AufnahmeRL und AsylVfVO sicher‐
zustellen; bei erfolgreichem Rechtsbehelf ist
Zuweisung gegenstandslos.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 8 Abs. 3 und 6
AufnahmeRL

Aufnahmeeinrichtung /
Ausländerbehörde /
BAMF

während gesam‐
ten Verfahrens

Verlassenserlaubnis bei
Aufenthaltsgeboten in Unterkunft
Bei Antrag auf Verlassen ist Entscheidung über
Genehmigung zu prüfen und bei Ablehnung zu
begründen. Erlaubnis soll erteilt werden bei
erlaubter Beschäftigung (§ 61 AsylG) und bei
akuter Krankheit. In Sekundärmigrationszen‐
tren ansonsten nur bei zwingend gebotener
sittlicher Verpf ichtung.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 9 AufnahmeRL,
§§ 68 Abs. 5, 68a
Abs. 2 AsylG

zuständige Landesbe‐
hörde

objektive, unpartei‐
ische, einzelfallbezo‐
gene Prüfung; bei Ab‐
lehnung zu begrün‐
den

während Beste‐
hen von Aufent‐
haltsgeboten

Garantien bei Haft
Schriftliche und begründete Anordnung; ge‐
richtliche Überprüfung auf Antrag / von Amts
wegen (15 bzw. 21 Tage) Anfechtung, Inhaftier‐
te Antragstellende unverzüglich schriftlich /
verständlich über Haftgründe / Verfahren /
unentgeltlich Rechtsberatung informieren;
zügige gerichtliche Überprüfung.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 11 AufnahmeRL,
§ 69 AsylG

Amtsgerichte / zuständi‐
ge Landesbehörden

Information: schrift‐
lich, verständliche
Sprache; gerichtliche
Kontrolle

Überprüfung der
Haftanordnung
schnellstmög‐
lich, spätestens
binnen 15/21
Tage; Überprü‐
fung in angemes‐
senen Zeitab‐
ständen
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Haftbedingungen einhalten
Grds. spezielle Unterbringungseinrichtungen;
Kontaktaufnahme und Besuch durch Familien‐
angehörige, Rechtsbeistand/-beratung und
NGOs ermöglichen; Aufenthaltsmöglichkeiten
im Freien gewähren.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 12 AufnahmeRL,
§ 70 AsylG

Länder / Hafteinrichtun‐
gen

Information: schrift‐
lich, in verständlicher
Sprache

während der In‐
haftierung

Menschenwürdige materielle Aufnahme
Materielle Aufnahme und med. Versorgung
nach angemessenem Lebensstandard; Schutz
des Familienlebens; Kontaktmöglichkeiten;
Gewaltprävention; sichere Bereiche für Frau‐
en*.

Organisation / Ressourcen · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 19-20 Aufnah‐
meRL, § 44 Abs. 2
AsylG

Länder / Aufnahmeein‐
richtung

physische und psy‐
chische Gesundheit
schützend und
Grundrechte-Charta-
konform; ge‐
schlechts-/altersge‐
recht; Verhinderung
von geschlechtsspezi‐
f scher, sexueller, ras‐
sistisch / religiös mo‐
tivierter Gewalt bei
Unterbringung.

fortlaufend

Geschultes Personal & Schweigepflicht
Personal (auch für med. Versorgung / Bildung)
angemessen schulen; Schweigepf icht wahren.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 20 Abs. 8 Auf‐
nahmeRL

Länder / Aufnahmeein‐
richtung

geschult; Schweige‐
pf icht

fortlaufend

Grundleistungen sichern
Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung,
Kleidung, Gesundheitspf ege, Gebrauchs-/Ver‐
brauchsgütern sowie notwendigen persönli‐
chen Bedarf decken.

Leistung · explizit

§ 3 Abs. 1 AsylbLG Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

Sach-/Geldleistung/
Bezahlkarte; existenz‐
sichernd

ab Leistungsbe‐
rechtigung

Bedarfssätze anwenden
Bei vollständiger Leistungsgewährung durch
Geldleistungen notwendigen persönlichen
Bedarf nach den gesetzlichen Bedarfssätzen
bemessen und gewähren.

Leistung · explizit

§ 3a AsylbLG Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

standardisierte Beda‐
rfssätze

laufend

Leistungen rechtzeitig einsetzen
Leistungen ab Kenntnis der Behörde von der
Bedürftigkeit erbringen (Kenntnisgrundsatz).

Verfahren / Frist · explizit

§ 6b AsylbLG i.V.m.
§ 18 SGB XII

Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

ab Kenntnis ab Kenntnis

Existenzminimum trotz Einschränkung
sichern
Bei Anspruchseinschränkung Bedarf an Ernäh‐
rung, Unterkunft, Heizung sowie Körper-/Ge‐
sundheitspf ege gewähren.

Leistung + Rechtsschutz / Garantie · explizit
(implizite Untergrenze)

§ 1a Abs. 1 AsylbLG Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

menschenwürdiges
Existenzminimum

ab Einschrän‐
kung

GEAS · Behördliche Verpflichtungen 3. Aufnahme, Unterbringung & Existenzsicherung

Behördliche Verpflichtungen aus dem G EAS · Equal Rights Beyond Borders Seite 13 / 29



PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Begründung / Belehrung bei
Leistungskürzung
Kürzung / Entzug nur begründet, verhältnis‐
mäßig, nach Entscheidung; med. Versorgung &
Lebensstandard sichern; mitteilen.

Verfahren / Frist + Information / Auskunft · explizit

Art. 23 Abs. 4-5 Auf‐
nahmeRL

Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

begründet, verhält‐
nismäßig, mitgeteilt

vor Wirksamwer‐
den

Zugang zu Bildung Minderjähriger
Gleichberechtigter Bildungszugang und Ein‐
bindung in Regelstrukturen; Bildungszugang
spätestens 2 Monate nach Antrag; Lagerschu‐
len nur nur max. 1 Monate; Vorbereitungs-/
Sprachkurse; Kontinuität.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 16 AufnahmeRL Länder 2 Monate nach
Antrageinrei‐
chung

Arbeitsmarkt- & Kurszugang
Arbeitsmarktzugang spätestens 6 Monate nach
Registrierung; Zugang zu Sprach-/Berufsbil‐
dungskursen. In DL: bzgl. Arbeitsmarktzugang
Umsetzung durch § 61 AsylG (Zugang i.d.R
nach 3 Monaten, nach 6 bei Dublin- und
Anerkannten-Fällen).

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 17-18 Aufnah‐
meRL

Länder effektiv spätestens 6
Monate nach
Registrierung

Integrationskurs-Verpflichtung +
Belehrung
Bei Verpf ichtung zur Teilnahme an Integrati‐
onskurs über Rechtsfolgen belehren.

Information / Auskunft · explizit

§ 5b AsylbLG Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

schriftlich; mit
Rechtsfolgenbeleh‐
rung

bei Verpf ichtung

Medizinische Versorgung
Erforderliche med. Versorgung (mind. Not-
und unbedingt erforderliche Behandlung, psy‐
chische Störungen); Umsetzung durch § 4
AsylbLG: Versorgung akuter Erkrankungen /
Schmerzzustände, ärztl./zahnärztl. Behand‐
lung, Arznei-/Verbandmittel, Schutzimpfun‐
gen, Vorsorge, Betreuung Schwangerer /
Wöchnerinnen sicherstellen; darüber hinaus
nur nach § 6 AsylbLG. Beachte: gleichberech‐
tigte med. Versorgung von Minderjährigen,
Art. 22 Abs. 2 AufnahmeRL.

Leistung · explizit

Art. 22 Aufnah‐
meRL, § 4 Abs. 1-3
und § 6 AsylbLG

Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

angemessene Quali‐
tät; unabhängig von
Zuständigkeit des
Mitgliedstaates; kon‐
tinuierlich

fortlaufend bei
Bedarf

Krankenbehandlung für
Leistungsempfänger
Krankenbehandlung für Empfänger von Ge‐
sundheitsleistungen (u.a. §§ 4, 6 AsylbLG)
übernehmen; elektronische Gesundheitskarte
ausstellen.

Leistung · explizit

§ 264 Abs. 1-2 SGB V Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter) /
Krankenkassen

über Krankenkassen;
vereinbarungsbasiert

nach Aufforde‐
rung
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4. Zuständigkeitsbestimmung & Überstellung

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Recht auf Information und Belehrung
über Pflichten & Folgen
Bis zur Registrierung umfassend über Anwen‐
dung, Rechte, Pf ichten (Art. 17 AMM-VO) und
Folgen (Art. 18 AMM-VO) im Zuständigkeits-
bestimmungsverfahren informieren; Recht
auf Anforderung über Fortgang des
Verfahrens durch Antrag‐ stellende /
Elternteile bzw. Vertretende bei
Minderjährigkeit.

Information / Auskunft · explizit

Art. 19-20 AMM‑VO Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

schriftlich, präzise,
transparent, ver‐
ständlich, leicht zu‐
gänglich; auch online
verfügbar; ggf. münd‐
lich; einheitliches In‐
formationsmaterial
von EUAA; bei Min‐
derjährigen kindge‐
recht durch geschulte
Mitarbeiter mit Ver‐
treter:in.

bis Registrierung

Recht auf Rechtsauskunft
Auf Ersuchen Rechtsbeistand / sonstige Bera‐
tende auf eigene Kosten und Zugang zu unent‐
geltlicher Rechtsauskunft im Zuständigkeits‐
verfahren gewähren.

Information / Auskunft + Rechtsschutz / Garantie ·
explizit

Art. 21 AMM‑VO,
§ 12b AsylG

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

auf Ersuchen auf ei‐
gene Kosten;
unentgeltliche
Rechtsauskunft

alle Phasen

Persönliche Anhörung
Im Zuständigkeits-bestimmungsverfahren
zeitnah anhören; Vordruck zur Familienermitt‐
lung; kindgerecht bei Minderjährigen; Tonauf‐
zeichnung + Zusammenfassung; Möglichkeit
zur Äußerung von Antragstellenden zu Fehlern
nach Abschluss.

Verfahren / Frist + Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 22 AMM‑VO Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

in bevorzugter Spra‐
che; kindgerecht; ggf.
unter Hinzuziehung
von Dolmetscher:in /
Kulturvermittler:in
(ggf. gleichen Ge‐
schlechts); ggf. als Vi‐
deokonferenz; ver‐
traulich; dokumen‐
tiert

zeitnah,
jedenfalls vor
Aufnahmegesuch

Überstellungsentscheidung mitteilen
Überstellungsentscheidung unverzüglich
schriftlich, verständlich, mit Rechtsbehelfsbe‐
lehrung mitteilen und ggf. über Beratungsor‐
ganisationen informieren; ggf. Zustellung an
Rechtsbeistand.

Verfahren / Frist + Information / Auskunft · explizit

Art. 42 Abs. 2-5
AMM‑VO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

schriftlich, verständ‐
lich, Rechtsbehelfsbe‐
lehrung

unverzüglich
nach Überstel‐
lungs-entschei‐
dung

Inanspruchnahme von Rechtsberatung
Sicherstellen, dass Antragstellende rechtliche
Beratung und ggf. sprachliche Hilfe in An‐
spruch nehmen; keine willkürliche Einschrän‐
kung von Rechtsbeistand und Beeinträchti‐
gung von Zugang zu Gerichten

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 43 Abs. 4-5
AMM‑VO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

im Zuständig‐
keitsbestim‐
mungsverfahren

Garantien bei Überstellungshaft
Garantien aus AufnahmeRL gelten entspre‐
chend; Haft ist schriftlich und begründet
anzuordnen; ggf. zügige Überprüfung.

Verfahren / Frist + Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 44 AMM‑VO,
Art. 11-13 Aufnah‐
meRL

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)/
Amtsgerichte / Länder

Anordnung schriftlich
und begründet

bei Anordnung;
während Inhaf‐
tierung; ggf. zü‐
gige Überprü‐
fung
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Garantien bei Überstellung
Erfolgt Überstellung durch kontrollierte
Ausreise, Durchführung in humaner, Grund‐
rechte und die Menschenwürde wahrender
Weise.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 46 Abs. 1
UAbs. 4
AMM‑VO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / Länder (Aus‐
länderbehörden)

uneingeschränkte
Wahrung von
Menschenwürde und
Grundrechten

vor / während
Überstellung

Informationsaustausch vor Überstellung
Nur die relevanten personenbezogenen Daten
an den zuständigen MS übermitteln, die not‐
wendig sind, um die Person in geeigneter
Weise zu unterstützen (z.B. bzgl. med. Versor‐
gung) zur Sicherstellung von Kontinuität von
Schutz und Rechten.

Datenschutz / Übermittlung · explizit

Art. 48 AMM‑VO Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS

zweckgebunden,
fristgerecht, standar‐
disiert

angemessene
Frist vor Über‐
stellung

Gesundheitsdaten vor Überstellung
Bei Vulnerablen besondere Bedürfnisse in ge‐
meinsamer Gesundheitsbescheinigung über‐
mitteln nur zum Zweck der med. Versorgung /
Behandlung; Übermittlung nur mit
Einwilligung.

Datenschutz / Übermittlung · explizit

Art. 50 AMM‑VO,
Art. 29 AMM-
DurchführungsVO i.
V. m. Anhang VIII

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS

zweckgebunden vor Überstellung

Rechte bei Übernahme i.R.d.
Solidaritätsmechanismus
Personen müssen Bindungen zu bestimmten
MS bereitstellen können; Übernahme von Be‐
günstigten nur mit schriftlicher Zustimmung;
Unterrichtung über geplante Überstellung;
Übernahme von Familienangehörigen; Mittei‐
lung der Überstellungsentscheidung

Verfahren / Frist + Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 67 AMM‑VO Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS

Mitteilung der Über‐
stellungsentschei‐
dung schriftlich

Mitteilung der
Überstellungs‐
entscheidung un‐
verzüglich (bei
Antragstellenden
spätestens 2 Wo‐
chen, bei Begüns‐
tigten 1 Woche
vor Überstellung)

Rückgabe von Dokumenten vor
Überstellung
Sicherstellen, dass alle Dokumente der zu
überstellenden Person vor der Ausreise an sie
zurückgegeben werden.

Verfahren / Frist + Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 22 Abs. 4 AMM-
DurchführungsVO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS

Rückgabe an die Per‐
son selbst; alternativ
sichere Verwahrung
durch Begleitperso‐
nen zur Aushändi‐
gung an die Behörden
des zuständigen MS;
oder „auf andere ge‐
eignete Weise"

vor der Ausreise

Information bei freiwilliger Überstellung
Unterrichtung der Person über Name und An‐
schrift der Behörde, vor der sie nach Ankunft
zu erscheinen hat, sowie Datum und Uhrzeit.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 24 Abs. 3 AMM-
DurchführungsVO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS

Information bei kontrollierter Ausreise
Unterrichtung der Person über Name und An‐
schrift der Behörde, vor der sie nach Ankunft
zu erscheinen hat, sowie Datum und Uhrzeit.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 25 Abs. 4 AMM-
DurchführungsVO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde
(BAMF) / überstellender
MS
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5. Asylverfahren & Entscheidung

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

UNHCR-Zugang gewähren
UNHCR Zugang zu Antragstellenden, Verfah‐
rensinformationen und Stellungnahme ge‐
währen.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 6 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) kooperativ gesamtes Verfah‐
ren

Dolmetscher:in bereitstellen
Neben Registrierung und Einreichung auch
Dolmetscher:in für Anhörung bereitstellen;
Kosten trägt öffentliche Hand.

Organisation / Ressourcen · explizit

Art. 8 Abs. 3 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) Dolmetschleistungen,
kostenfrei

während des
Asylverfahrens

Zugang zu Informationen
Zugang von Antragsteller:innen (ggf. Vertre‐
ter:innen / Rechtsberater:innen) zu den ent‐
scheidungserheblichen Informationen nach
Art. 34 Abs. 2 lit. b, c und Abs. 3 - nur soweit
von der Asylbehörde bei der Entscheidung be‐
rücksichtigt

Information / Auskunft · explizit

Art. 8 Abs. 5 i. V. m.
Art. 34 Abs. 2 lit. b, c
und Abs. 3 AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) während des Ver‐
fahrens

Persönliche Anhörung
Vor Unzulässigkeits- und
Begründetheitsentscheidung Gelegenheit zur
persönlichen Anhörung geben. Beide Anhö‐
rungen können gemeinsam erfolgen, wenn
vorherige Information von Antragsteller:in.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 11-12 AsylVfVO,
§ 25 AsylG

Asylbehörde (BAMF) persönlich, vertrau‐
lich.

vor Entscheidung

Hinweispflicht (Präklusion)
Auf Nichtberücksichtigung verspäteten Vor‐
bringens und auf § 36 Abs. 3 S. 3 AsylG hinwei‐
sen.

Information / Auskunft · explizit

§ 25 Abs. 2 AsylG Asylbehörde (BAMF) bei Anhörung

Anforderungen an die Anhörung
Privatsphäre / Vertraulichkeit; Rechtsberater:in
zulassen, ggf. auch andere Personen; geeigne‐
te:r Dolmetscher:in; ggf. Kulturmittler:in;
Anhörung durch qualifiziertes und geschultes
Personal.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 13 AsylVfVO,
§ 25 Abs. 4-5 AsylG

Asylbehörde (BAMF) nicht öffentlich; ver‐
traulich; Dolmet‐
scher:in; ggf. Kultur‐
mittler:in

bei Anhörung

Niederschrift / Aufzeichnung der
Anhörung
Anhörung dokumentieren; Zugang zu Nieder‐
schrift / Wortprotokoll; Korrekturmöglichkeit.

Dokumentation · explizit

Art. 14 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) dokumentiert, mit
Tonaufnahmegeräten
aufgezeichnet; ggf.
Dolmetscher:in hin‐
zuziehen; nachprüf‐
bar

bei / nach Anhö‐
rung; Zugang zu
Niederschrift /
Wortprotokoll so
schnell wie mög‐
lich nach Anhö‐
rung, jedenfalls
vor Entscheidung
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Rechtsauskunft und Rechtsberatung
Recht auf effektive Konsultation eines:r
Rechtsberater:in in allen Verfahrensphasen;
Recht, unentgeltliche Rechtsauskunft bzw. un‐
entgeltliche Rechtsberatung und -vertretung
nach Art. 16 und 17 AsylVfVO zu beantragen;
Pflicht, die antragstellende Person über
Antragsrecht zu unterrichten.

Information / Auskunft · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 15, 18 AsylVfVO alle im Verfahren betei‐
ligten Behörden

Unterrichtung über
das Antragsrecht

Unterrichtung so
schnell wie mög‐
lich, spätestens
zum Zeitpunkt
der Registrie‐
rung; Konsultati‐
onsrecht wäh‐
rend des gesam‐
ten Asylverfah‐
rens

Unentgeltliche Rechtsauskunft
Auf Ersuchen im Verwaltungsverfahren unent‐
geltliche Rechtsauskunft zur Verfügung stel‐
len.

Information / Auskunft + Rechtsschutz / Garantie ·
explizit

Art. 16, 19 AsylVfVO,
§ 12b AsylG

Asylbehörde (BAMF) unentgeltlich, auf Er‐
suchen

während des
Asylverfahrens

Asylverfahrensberatung fördern
Behördenunabhängige, unentgeltliche, freiwil‐
lige Asylverfahrensberatung fördern; besonde‐
re Bedürfnisse berücksichtigen.

Information / Auskunft · explizit

§ 12a AsylG Bund / Beratungsträger behördenunabhän‐
gig, ergebnisoffen

vor / ab Anhö‐
rung

Fristen des Prüfungsverfahrens
Zulässigkeit binnen 2 Monaten (ggf. 10 Ar‐
beitstagen); Begründetheit binnen 6 Monaten;
Verlängerung / Aufschub nach Vorgaben; über
Aufschub informieren.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 35 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) fristgebunden 2 bzw. 6 Monate
nach Antragsein‐
reichung; ggf.
Verlängerungs‐
möglichkeit

Fristen im beschleunigten Verfahren
Abschluss so schnell wie möglich, spätestens
innerhalb von 3 Monaten.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 35 Abs. 3
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) spätestens inner‐
halb von 3 Mona‐
ten

Entscheidung mitteilen & begründen
Schriftlich mitteilen; bei Ablehnung sachliche /
rechtliche Gründe darlegen; über Anfechtung
in verständlicher Sprache belehren; bei Vertre‐
tung / Rechtsberatung ggf. nur Inkenntnisset‐
zen von diesen.

Verfahren / Frist + Information / Auskunft · explizit

Art. 36 und Art. 8
Abs. 6 AsylVfVO, § 31
AsylG

Asylbehörde (BAMF) schriftlich, begrün‐
det; Rechtsbehelfsbe‐
lehrung verständlich

so schnell wie
möglich

Individuelle / gesonderte
Entscheidungen
Bei sensiblen Umständen (z.B. geschlechtsspe‐
zifischer Gewalt) gesonderte Entscheidung
zum Schutz der Betroffenen.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 36 Abs. 5
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) schutzorientiert mit Entschei‐
dung
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6. Rechtsschutz

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Rechtsbehelf gegen Überstellung
Gerichtliche Überprüfung, Antrag auf auf‐
schiebende Wirkung, rechtliche Beratung, ggf.
unentgeltliche Vertretung.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 43 AMM‑VO Bund effektiver Rechts‐
schutz; ggf. unent‐
geltlich

1-3 Wochen Frist
nach AMM‑VO

Rechtsbehelf gegen
Aufnahmeentscheidungen
Rechtsbehelf gegen Entscheidungen über Auf‐
nahmevorteile / Bewegungsfreiheit; unentgelt‐
liche Rechtsberatung/-vertretung.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 29 AufnahmeRL Gerichte / Aufnahmebe‐
hörde

gerichtlich überprüf‐
bar; ggf. unentgeltlich

fortlaufend

Unentgeltliche Rechtsberatung und
-vertretung im Rechtsbehelfsverfahren
Auf Ersuchen unentgeltliche Rechtsberatung
und -vertretung; Ausschluss möglich bei aus‐
reichenden Mitteln, fehlender Erfolgsaus‐
sicht / Missbrauch, höherer Instanz, bestehen‐
der Vertretung; bei Nichtgewährung: Rechts‐
behelf bei nicht-gerichtlicher Ablehnung. In
DL: Umsetzung über Prozesskostenhilfe.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 17 und 19
AsylVfVO

Bund unentgeltlich im Rechtsbe‐
helfsverfahren
(in DL: 1. Instanz)

Wirksamer Rechtsbehelf
Ex-nunc-Prüfung in Tatsachen und Recht; Dol‐
metscher:in / Übersetzung vor Gerichten, ggf.
auch der Schriftstücke; Fristen wahren.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 67-69 AsylVfVO,
§§ 74 ff. AsylG

Bund / Verwaltungsge‐
richte

umfassende
gerichtliche Prüfung;
Sprachmittlung

gesetzliche Fris‐
ten, insb. § 74
AsylG

Aufschiebende Wirkung und Recht auf
Verbleib
Über Verbleib bis zur Rechtsbehelfsentschei‐
dung bef nden; Belehrung sicherstellen. In DL:
Klage hat grds. keine aufschiebende Wirkung,
außer Art. 68 AsylVfVO und Art. 43 AMM‑VO
fordern dies (§ 75 AsylG).

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 68 AsylVfVO,
§ 75 AsylG

Bund effektiv; mit Beleh‐
rung
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7. Besonderheiten im Grenzverfahren

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Wahrung der Familieneinheit im
Grenzverfahren
Auch bei Antragstellenden, die ggf. Gefahr für
nationale Sicherheit und öffentliche Ordnung
darstellen.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 45 Abs. 2-3
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) bei ggf. Gefahren für
Sicherheit / Ordnung
Wahrung so weit wie
möglich

während des
Grenzverfahrens

Registrierung des Antrags
Registrierung des Antrags kann auch durch das
BAMF erfolgen

Verfahren / Frist · explizit

18a Abs. 1 S. 3 AsylG Asylbehörde (BAMF) fristgebunden

Einreichung des Asylantrags
entgegennehmen
Innerhalb von 5 Tagen registrierten Asylantrag
entgegennehmen. Bei Übernahme i.R.v. Solida‐
ritätsmechanismus innerhalb von 5 Tagen
nach Ankunft.

Verfahren / Frist · explizit / implizit

Art. 51 Abs. 1 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) 5 Tage nach
Registrierung
bzw. Ankunft

Entscheidungsfrist für Antragsprüfung
Abschluss so schnell wie möglich, spätestens
innerhalb von 8 Wochen nach Registrierung
des Antrags; Verlängerung auf max. 12 Wo‐
chen (Grenzverfahren muss nach AsylVfVO
binnen 12, ggf. 16 Wochen abgeschlossen sein).

Verfahren / Frist · explizit

§ 18a Abs. 1 AsylG,
Art. 51 Abs. 2 AsylVf‐
VO

Asylbehörde (BAMF) fristgebunden spätestens 8 Wo‐
chen

Gestattung der Einreise
Bei Ablauf der Frist für das Grenzverfahren ist
Einreise in das Hoheitsgebiet des MS zu gestat‐
ten.

Verfahren / Frist · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 51 Abs. 2 S. 3
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) /
Grenzbehörde (Bundes‐
polizei)

unverzüglich bei
Fristablauf

Rechtsschutz im Grenzverfahren
Frist für einstweiligen Rechtsschutz beträgt 1
Woche; Antrag kann bei am Ort des Grenzver‐
fahrens anwesender Behörde eingereicht wer‐
den; dies ist Person bekannt zu geben.

Verfahren / Frist · explizit

Information / Auskunft · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

§ 18a Abs. 4 AsylG Asylbehörde (BAMF) /
am Ort des Grenzverfah‐
rens anwesende Behörde
(Grenzbehörde / Bun‐
despolizei)

1 Woche

Grundrechtsmonitoring im
Außengrenzverfahren
Unabhängigen Mechanismus vorsehen; Vor‐
würfe untersuchen; Zugang zu Orten /
Personen / Dokumenten.

Aufsicht · explizit

Art. 43 Art. 4, § 2
Abs. 4a DIMRG

Unabhängiger Überwa‐
chungsmechanismus
(Deutsches Institut für
Menschenrechte, Natio‐
nale Stelle zur Verhü‐
tung von Folter)

unabhängig, unange‐
kündigte Kontrollen

fortlaufend
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8. Schutzstatus: Rechte & Integration (nach Zuerkennung)

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Information über Rechte & Pflichten
Schutzberechtigte so bald wie möglich über
Rechte / Pflichten informieren; Hinweis auf
Folgen (Art. 27 QualifikationsVO).

Information / Auskunft · explizit

Art. 22, Anhang I
QualifikationsVO

BAMF in verständlicher
Sprache

so bald wie mög‐
lich nach Schutz-
gewährung

Aufenthaltstitel ausstellen
Anspruch auf Aufenthaltstitel; einheitlich
gestaltet, spätestens 90 Tage nach Übermitt‐
lung der Entscheidung; nach QualifikationsVO
Geflüchtete ≥3 Jahre, subs. Schutz ≥1 Jahre; in
DL: für beide Gruppen 3 Jahre, § 26 Abs. 1 S. 2
AufenthG.

Verfahren / Frist + Dokumentation · explizit

Art. 24 Qualifikati‐
onsVO, §§ 25 und 26
AufenthG

Ausländerbehörde unentgeltlich / gerin‐
ge Gebühr; fristge‐
bunden

90 Tage

Vorläufige Maßnahmen bis
Titelausstellung
Wird Titel nicht binnen 15 Tagen nach Gewäh‐
rung des Schutzes ausgestellt, vorläufige
Maßnahmen (Registrierung / Dokument) für
Rechtewahrnehmung.

Verfahren / Frist · explizit

Art. 20 Abs. 3 Quali‐
fikationsVO

Ausländerbehörde überbrückend 15 Tage nach Ge‐
währung

Reisedokumente ausstellen
Geflüchteten (und subs. Schutzberechtigten
ohne Nationalpass) Reisedokumente ausstel‐
len, sofern keine zwingenden Gründe der nati‐
onalen Sicherheit und öffentlichen Ordnung
entgegen stehen (>1 Jahr gültig); bei Geflüchte‐
ten nach GFK-Muster.

Dokumentation · explizit

Art. 25 Qualifikati‐
onsVO

Ausländerbehörde standardisiert, bio‐
metrisch

auf Antrag

Zugang zu Beschäftigung gewähren
Unmittelbarer Zugang zu Erwerbstätigkeit;
Gleichbehandlung; ggf. Zugang zu Weiterbil‐
dung / Arbeitsämtern erleichtern.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 28 Qualifikati‐
onsVO

Bund gleichbehandelnd ab Zuerkennung

Zugang zu Bildung gewähren
Minderjährige gleichgestellt; Erwachsene
Zugang zu Bildung, Fortbildung, Umschulung.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 29 Qualifikati‐
onsVO

Länder gleichbehandelnd ab Zuerkennung

Anerkennung von Qualifikationen
sicherstellen
Gleichbehandlung bei
Anerkennungsverfahren; erleichterter Zugang
bei fehlenden Nachweisen.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 30 Qualifikati‐
onsVO

jeweils zuständige Be‐
hörden

gleichbehandelnd; er‐
leichtert

auf Antrag
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Soziale Sicherheit & Sozialhilfe
gewähren
Gleichbehandlung bei sozialer Sicherheit /
Sozialhilfe; subs. Schutz ggf. auf Kernleistun‐
gen beschränkbar.

Leistung · explizit

Art. 31 Qualifikati‐
onsVO, § 7 SGB II,
§ 23 SGB XII

Sozialleistungsträger gleichbehandelnd ab Zuerkennung

Medizinische Versorgung sicherstellen
Zugang zu med. Versorgung wie eigene Staats‐
angehörige; besondere Bedürfnisse (inkl. psy‐
chische Störungen) angemessen versorgen.

Leistung · explizit

Art. 32 Qualifikati‐
onsVO

Sozialleistungsträger /
Krankenkassen

gleichbehandelnd;
bedarfsgerecht

ab Zuerkennung

UMA: Vormund & Unterbringung
So bald wie möglich Vormund bestellen; geeig‐
nete Unterbringung; Familiensuche; Aufsicht
über Vormünder.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 33 Qualifikati‐
onsVO

Jugendämter kindeswohlorientiert;
geschult; beaufsich‐
tigt

so bald wie mög‐
lich

Zugang zu Unterbringung gewährleisten
Zugang zu Unterbringung zu gleichen Bedin‐
gungen; Gleichbehandlung bei Verteilmecha‐
nismen.

Leistung · explizit

Art. 34 Qualifikati‐
onsVO

Länder gleichbehandelnd ab Zuerkennung

Zugang zu Integrationsmaßnahmen
Zugang zu Sprach-/Integrationskursen sicher‐
stellen; verpflichtende Maßnahmen zugäng‐
lich und kostenlos; keine Sanktion bei unver‐
schuldeter Nichtteilnahme.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 35 Qualifikati‐
onsVO, §§ 44, 44a
AufenthG

BAMF bedarfsgerecht; kos‐
tenlos

ab Zuerkennung

Geschultes Personal bereitstellen und
Vertraulichkeiten wahren
Für die Anwendung zuständiges Personal an‐
gemessen schulen; Vertraulichkeit wahren.

Organisation / Ressourcen · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 38 Qualifikati‐
onsVO

alle beteiligten Behörden geschult; vertraulich fortlaufend
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9. Aufenthaltsbeendigung & Rückkehr

Dieser Teil befindet sich in Arbeit und wird bei Inkrafttreten der neuen Rückführungs-Verordnung und der entsprechenden nationalen Umsetzung
ergänzt.
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10. Besonderheiten bei Minderjährigen, Vulnerabilität & besonderen
Bedürfnissen

PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

EINREISE & ÜBERPRÜFUNG (SCREENING)

Sicherstellung von angemessener
Unterstützung
Sobald Anhaltspunkte für Vulnerabilität oder
besondere Aufnahme- und Verfahrensbedürf‐
nisse, angemessene Unterstützung für Person
in Unterkunft bereitstellen. Bei Minderjähri‐
gen Unterstützung kinderfreundlich / altersge‐
recht und durch geschultes Personal; in Zu‐
sammenarbeit mit Kinderschutzbehörden.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 12 Abs. 4 Scree‐
ning‑VO

Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden)

bei Vorliegen von An‐
haltspunkten zeitnah

während Über‐
prüfung

Garantien für Minderjährige im
Screening
Kindeswohl vorrangig; Begleitung während
Überprüfung durch erwachsenen Familienan‐
gehörigen oder bei UMA durch Vertreter:in /
geschulte Person; Unabhängigkeit; max. 30
UMA / Vertreter:in / geschulte Person, vgl.
auch §§ 42a, 55 Abs. 3 und 5 SGB VIII.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 13 Screening‑VO Überprüfungsbehörden
(Bundespolizei / zustän‐
dige Landesbehörden /
Jugendämter)

kinderfreundlich, al‐
tersgerecht, verständ‐
liche Sprache; Vertre‐
ter:in so bald wie
möglich zu bestellen

während Über‐
prüfung

AUFNAHME, UNTERBRINGUNG & EXISTENZSICHERUNG

Kind-/altersgerechte Information (UMA)
Bei UMA Informationen über Aufnahme alters‐
gerecht und verständlich, in Anwesenheit von
Vertreter:in.

Information / Auskunft · explizit

Art. 5 Abs. 2 UAbs. 2
AufnahmeRL

Länder / Aufnahmeein‐
richtung

altersgerecht; mit
Vertreter; angepass‐
tes Material

3 Tage nach An‐
tragstellung / in‐
nerhalb Regis‐
trierungsfrist

Besondere Bedürfnisse bei
Asylverfahrenshaft berücksichtigen
Sichtbare Merkmale, Äußerungen und Verhal‐
tensweisen, die auf besondere Schutzbedürf‐
tigkeit hinweisen, sowie Ergebnisse der Beur‐
teilung nach Art. 25 AufnahmeRL bzgl. Haft‐
fortsetzung bzw. -anpassung berücksichtigen.
Keine Haft, wenn Bedürfnissen nicht gerecht
werden kann; regelmäßige Überprüfung.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 10 Abs. 3 Auf‐
nahmeRL, § 70a
Abs. 1-2 AsylG

zuständige Landesbe‐
hörde (jew. bestimmt
durch Rechtsverord‐
nung, § 69 Abs. 3 AsylG)

bei Inhaftnah‐
me / fortlaufend

Haft von Minderjährigen und Familien
Minderjährige grds. nicht inhaftieren; bei Haft:
Überprüfung durch anordnendes Gericht alle 3
Monate, Unterbringung bedürfnisgerecht,
UMA getrennt; Familien gesondert; Zugang zu
Bildung und Freizeitbeschäftigungen für
Minderjährige gewährleisten.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 13 AufnahmeRL,
§ 70a Abs. 3-5 AsylG

Länder / Amtsgerichte /
Hafteinrichtungen

kindgerecht; letztes
Mittel; kürzestmög‐
lich

fortlaufend;
Überprüfung alle
3 Monate (§ 70
Abs. 3 S. 4 AsylG
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Gleichberechtigte med. Versorgung für
Minderjährige
Minderjährigen (begleitet und unbegleitet) ist
dieselbe Art von Gesundheitsversorgung zu
gewähren wie Minderjährigen eigener Staats‐
angehörigkeit.

Leistung + Verfahren / Frist · explizit

Art. 22 Abs. 2 Auf‐
nahmeRL, § 4 Abs. 4
S. 1 AsylbLG

Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

gleichberechtigt ab Antragstel‐
lung Zugang; Ge‐
währung fortlau‐
fend bei Bedarf

Beurteilung und Berücksichtigung
besonderer Aufnahmebedürfnisse
Individuell, so bald wie möglich, spätestens
binnen 30 Tagen nach Stellung des Antrags
beurteilen und dokumentieren; ggf. Überwei‐
sung an Fachkräfte; spezif sche Unterstützung
bedürfnisgerecht berücksichtigen und über‐
wachen.

Prüfung / Feststellung · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 24-25 Aufnah‐
meRL

Länder / Aufnahmeein‐
richtung

durch geschultes Per‐
sonal; dokumentiert;
ggf. Dolmetscher:in
hinzuziehen

30 Tage nach An‐
tragstellung

Aufnahmegarantien für Minderjährige
Kindeswohl vorrangig; Lebensstandard an‐
hand Entwicklung des Kindes gewährleisten;
Freizeitbeschäftigung bei Unterbringung; bei
Bedarf Rehabilitationsmaßnahmen / psycholo‐
gische Unterstützung

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 26 AufnahmeRL Länder / Aufnahmeein‐
richtung

qualif ziertes, ge‐
schultes, bzgl. ein‐
schlägiger Straftaten
nicht vorbestraftes
Betreuungspersonal,
der Schweigepf icht
unterliegend

während des Ver‐
fahrens

Besondere Aufnahmegarantien für UMA
Unterstützung / Vertreter:in bestellten; Vertre‐
tung binnen 15, max. 25 Tagen bestellen;
Zugang zu Informationen für Vertretung si‐
cherstellen; max. 30 UMA / Vertreter:in, vgl.
auch §§ 42a, 55 Abs. 3 und 5 SGB VIII; Informa‐
tion an Minderjährigen über Bestellung von
Vertretung.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 27 AufnahmeRL Länder / Aufnahmeein‐
richtung

Vertreter:in kann die‐
selbe Person sein wie
aus Art. 23 AsylVfVO;
darf nicht im Interes‐
senkonf ikt stehen

Vertreter:in: bin‐
nen 15, max. 25
Arbeitstagen
nach Antragstel‐
lung

Besondere Aufnahmegarantien für Opfer
von Folter und Gewalt
Sicherstellung von med. / psychologischer
Unterstützung und Rehabilitationsmaß‐
nahmen.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 28 AufnahmeRL Länder / Aufnahmeein‐
richtung

adäquat ausgebilde‐
tes Personal, ange‐
messene Fortbildung
nötig, Schweige‐
pf icht wahrend

so zügig wie
möglich nach Er‐
mittlung der Be‐
dürfnisse

Vorläufige Inobhutnahme von UMA
Unbegleitetes ausländisches Kind / Jugendli‐
chen bei Feststellung der unbegleiteten Einrei‐
se vorläuf g in Obhut nehmen; Einschätzung
Kindeswohl / Verwandte / Gesundheit.

Prüfung / Feststellung · explizit

§§ 42a, 88a SGB VIII Jugendamt kindeswohlorientiert;
Beteiligung des Kin‐
des

sofort bei Kennt‐
nis
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Meldung an Verteilungsstelle
Vorläuf ge Inobhutnahme binnen 7 Werktagen
der Verteilungsstelle mitteilen; Anmeldung /
Ausschluss binnen 3 Werktagen.

Verfahren / Frist · explizit

§ 42a Abs. 4 SGB VIII Jugendamt fristgebunden 7 / 3 Werktage

Aufklärung & Fürsorge bei
Inobhutnahme
Kind / Jugendlichen verständlich aufklären;
Wohl sichern; Unterhalt und Krankenhilfe si‐
cherstellen; ggf. Asylantrag stellen.

Information / Auskunft + Leistung · explizit

§ 42 Abs. 2 SGB VIII Jugendamt verständlich, nach‐
vollziehbar, wahr‐
nehmbar

unverzüglich

Altersfeststellung bei vorläufiger
Inobhutnahme
Abgestufte Prüfung; Minderjährigkeit durch
Ausweispapiere / qualif zierte Inaugenschein‐
nahme feststellen; in Zweifelsfällen ärztliche
Untersuchung; Aufklärung.

Prüfung / Feststellung · explizit

§ 42f SGB VIII Jugendamt qualif ziert; Aufklä‐
rung; Einwilligung
bei Untersuchung

i.R.d. vorläuf gen
Inobhutnahme

Hilfe für besonders Schutzbedürftige
Personen u.a. mit besonderen Bedürfnissen
(UMA, Folter-/Gewaltopfer) erforderliche me‐
dizinische / sonstige Hilfe gewähren.

Leistung · explizit

§ 6 Abs. 2 AsylbLG Länder (zuständige Be‐
hörde nach AsylbLG,
i.d.R. Sozialämter)

bedarfsgerecht bei Bedarf

ZUSTÄNDIGKEITSBESTIM M UNG & ÜBERSTELLUNG

Garantien für Minderjährige
Kindeswohl vorrangig; qualif zierte:r Vertre‐
ter:in / Unterstützung für UMA; Vertretung ist
Zugang zu Akte und Informationsmaterial zu
gewähren; Vertretung binnen 15, max. 25
Tagen bestellen; Kindeswohlbeurteilung (inkl.
Familienzusammenführung, Berücksichtigung
der Meinung etc.); vor Überstellung stets indi‐
viduelle Kindeswohlbeurteilung; geschultes
Personal.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 23 AMM‑VO Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

kindeswohlorientiert;
geschult

Vertreter:in: bin‐
nen 15, max. 25
Arbeitstagen
nach Antragstel‐
lung

Familiensuche für UMA
Sofort geeignete Schritte zur Ermittlung von
Familienangehörigen / Verwandten.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 23 Abs. 6, 25
AMM‑VO

Zuständigkeitsbestim‐
mende Behörde (BAMF)

kindeswohlgeleitet;
ggf. mit Organisatio‐
nen und Zugangser‐
leichterung zu Such‐
diensten

sofort
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

ASYLVERFAHREN & ENTSCHEIDUNG

Kindgerechte Information &
Empfangsbestätigung im Asylverfahren
Minderjährige kindgerecht und mit Vertre‐
ter:in informieren. Möglichkeit der Bestäti‐
gung über Erhalt der Informationen für An‐
tragstellende einräumen; Empfangsbestäti‐
gung in Akte vermerken.

Information / Auskunft · explizit

Art. 8 Abs. 2 UAbs.2
S. 4, Abs. 3 AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) /
andere betraute Behör‐
den / Aufnahmeeinrich‐
tung (wg. Registrierung
dort)

kindgerecht; doku‐
mentiert

so rasch wie
möglich / spätes‐
tens bei Regis‐
trierung

Prüfung besonderer
Verfahrensgarantien
Feststellen, ob besondere Verfahrensgarantien
(Art. 20 AsylVfVO) benötigt werden; bei Zu‐
stimmung von Antragstellenden ggf. Verweis
an ärztliches / psychologisches Personal zur
Prüfung der Bedürftigkeit; Prüfung durch
geschultes Personal.

Prüfung / Feststellung · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 20 AsylVfVO, § 5
Abs. 1 S. 2 AsylG

Asylbehörde (BAMF) strukturierte
Bedarfsprüfung, ggf.
mit Doltmetscher:in;
geschultes Personal

so früh wie mög‐
lich nach Antrag‐
stellung; Ab‐
schluss innerhalb
von 30 Tagen

Unterstützung bei besonderem Bedarf
Erforderliche Unterstützung; ggf. beschleunig‐
tes / Grenzverfahren nicht anwenden
(Folteropfer u.a.).

Prüfung / Feststellung · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 21 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) angepasste Verfah‐
rensgestaltung

während Verfah‐
ren

Verfahrensgarantien für Minderjährige
Kindeswohl vorrangig; Kindeswohlbewertung;
kindgerechte Anhörung durch geschulte Per‐
son; Anhörung von begleiteten Minderjährigen
i.d.R. in Anwesenheit von verantwortlichem
Erwachsenen; Entscheidung durch geschulte
Bedienstete.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 22 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) kind- und situations‐
gerecht; geschultes
Personal

gesamtes Verfah‐
ren

Besondere Verfahrensgarantien für UMA
Vertretung / Unterstützung; Vertretung binnen
15, max. 25 Tagen bestellen; UMA kindgerecht /
verständlich unterrichten; Zugang zu Informa‐
tionen für Vertretung / Unterstützung sicher‐
stellen; max. 30 UMA / Vertreter:in, vgl. auch
§§ 42a, 55 Abs. 3 und 5 SGB VIII.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 23 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) /
Jugendämter

kindgerecht; ver‐
ständliche Sprache;
qualifizierte Vertreter

Vertreter:in: bin‐
nen 15, max. 25
Arbeitstagen
nach Antragstel‐
lung

Aufsicht über Vertreter:in für UMA
Regelmäßig überwachen, dass Vertreter:innen
ihre Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen
(inkl. Führungszeugnis).

Aufsicht · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 23 Abs. 10
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) /
Jugendämter

regelmäßige Kontrol‐
le

regelmäßig
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Medizinische Untersuchung
Bei Bedarf med. Untersuchung nur mit
Zustimmung (ggf. auch der Elternteile) veran‐
lassen; kostenlos; würdewahrend; Ergebnis
Antragstellenden schnellstmöglich mitteilen
und würdigen.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 24 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) kostenlos, schonend,
durch Fachkräfte

bei Bedarf

Altersbestimmung
Multidisziplinäre Bewertung nur bei Zweifeln
an der Minderjährigkeit; med. Untersuchung
letztes Mittel; Zweifelsgrundsatz zugunsten
Minderjährigkeit; kindgerechte Aufklärung.
Beachte: Primat der Kinder- und Jugendhilfe.

Prüfung / Feststellung · explizit

Art. 25 AsylVfVO Asylbehörde (BAMF) multidisziplinär;
schonend; kind-/al‐
tersgerechte Aufklä‐
rung

im Rahmen der
Prüfung

Datenweitergabe zu besonderen
Bedürfnissen nur mit Einwilligung
Hinweise auf besondere Verfahrens-/Aufnah‐
mebedürfnisse, die bei Asylverfahrensberatung
sichtbar werden, nur mit Einwilligung an
zuständige Stellen übermitteln.

Datenschutz / Übermittlung · explizit

§ 12a Abs. 3 AsylG Bund / Beratungsträger einwilligungsbasiert bei Kenntnis

BESONDERHEITEN IM GRENZVERFAHREN

Anträge von Minderjährigen vorrangig
prüfen
Vorrangige Prüfung der Anträge Minderjähri‐
ger und ihrer Familienangehörigen.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 44 Abs. 3
AsylVfVO

Asylbehörde (BAMF) während des
Grenzverfahrens

Bedürfnisgerechte Unterbringung von
Familien mit Minderjährigen
Unterbringung muss unter Prüfung des Kin‐
deswohls den Bedürfnissen von Kindern und
Familien entsprechen. Ein der Entwicklung des
Kindes entsprechender Lebensstandard nach
AufnahmeRL muss gewährt werden.

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 54 Abs. 2
AsylVfVO

Bund / Unterbringungs‐
einrichtung im Grenz‐
verfahren

während des
Grenzverfahrens

SCHUTZSTATUS: RECHTE & INTEGRATION (NACH ZUERKENNUNG)

Besondere Bedürfnisse & Kindeswohl
Bei Anwendung der Statusrechte nach Schutz‐
gewährung besondere Bedürfnisse und vor‐
rangig das Kindeswohl berücksichtigen.

Prüfung / Feststellung + Rechtsschutz / Garantie ·
explizit

Art. 20 Abs. 4-5
Qualif kationsVO

alle beteiligten Behörden bedarfsgerecht; kin‐
deswohlorientiert

fortlaufend
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PFLICHT / INHALT VORSCHRIFT
VERPFLICHTETE
BEHÖRDE

ART DER
ERFÜLLUNG

FRIST

Aufsicht über Vormünder
Ständige Beaufsichtigung / Kontrolle der Vor‐
münder; Beschwerden unverzüglich prüfen.

Aufsicht · explizit

Rechtsschutz / Garantie · explizit

Art. 33 Abs. 4 Quali‐
fikationsVO

Jugendämter / Justiz regelmäßige Kontrol‐
le

fortlaufend
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